
Macht des einen über den anderen, das Recht des 
einen, den anderen auszubeuten und schließlich zu 
vernichten. Ihre Forderung ist daher nur Unter
werfung und Gehorsam. Das ist das Wesen des 
bürgerlichen Staates und seines Rechts, was wir 
immer und überall zu betonen haben und was noch 
nicht von allen Bürgern unseres Staates erkannt ist.
Gerade auf diesem Gebiet haben wir es mit einem 
mächtigen Gegner zu tun, den wir nur durch lang
wierige, geduldige Kleinarbeit bekämpfen können: 
Es ist dies das weiterwirkende alte bürgerliche 
Staats- und Rechtsbewußtsein, das viele Menschen 
noch benebelt und das so ihre Aktivität hemmt 
und die Schlagkraft unseres Staates und Rechts 
erschwert.
Die Entwicklung unseres sozialistischen Rechts ist 
eng verbunden mit der Entwicklung unseres 
Staates. Wie Lenin sagte, daß neue Macht neue Ge
setzlichkeit schafft, so trat auch bei uns mit der 
Vernichtung des bürgerlichen Staates und der Ent
wicklung zur Arbeiter-und-Bauern-Macht an die 
Stelle des bürgerlichen Rechts das sozialistische 
Recht. Wir wissen alle, in welch großem Maße z. B. 
die Verfassung und all die anderen Gesetzeswerke 
auf den verschiedensten Gebieten dazu beitrugen, 
dem Sozialismus den Weg zu ebnen.
Das Recht muß in der sozialistischen Gesellschaft 
dem jeweiligen Stand der Entwicklung entspre
chen. Deshalb forderte der V. Parteitag, unser 
Recht weiterzuentwickeln. Es wurde u. a. vorge
schlagen, die Arbeit auf dem Gebiet des Rechts des 
Volkseigentums, des Rechts der sozialistischen 
Wirtschaft, des Arbeitsrechts, des LPG-Rechts, des 
Straf-, Zivil-, Familien- und Prozeßrechts zu be
schleunigen und die entsprechenden Gesetzbücher 
und Gesetze fertigzustellen. Diese Forderungen 
unserer Partei, das Recht weiterzuentwickeln, zielen 
nicht nur auf die Schaffung neuer Gesetze schlecht
hin ab, sondern auf bedeutende und grundlegende 
qualitative Veränderungen bei der weiteren Ent
wicklung unseres Rechts entsprechend dem Grad 
der gesellschaftlichen Entwicklung.
Auf dem V. Parteitag wie auch in seiner Rede auf 
der staats- und rechtswissenschaftlichen Konferenz 
im April 1958 in Babelsberg hat Genosse Walter 
Ulbricht dargelegt, wie unsere gesellschaftliche 
Wirklichkeit sich weiterentwickelt und wo die Ur
sachen für das Zurückbleiben in der Staats- und 
Rechtswissenschaft begründet liegen. Wenn aber 
unser Recht und unsere Gesetze mit der fort
schreitenden Entwicklung nicht Schritt halten, 
büßen sie ihre aktive Rolle ein, geraten in den 
Nachtrab und werden dann selbst zum Hemmnis 
der Entwicklung. Es geht also darum, unser sozia
listisches Recht auf die Höhe seiner Aufgaben als 
wirksames Instrument der weiteren sozialistischen 
Umgestaltung zu heben. Dazu ist erforderlich, daß 
das Haupthindernis für eine schöpferische Ent
wicklung der Staats- und Rechtswissenschaft — der 
stark verbreitete bürgerliche Inhalt, die bürger
liche Methode, der zum Revisionismus führende 
bürgerliche Rechtsformalismus und Dogmatismus — 
überwunden und vollends begriffen wird, daß un
sere Staatsmacht das Recht nicht in erster Linie 
zur Lösung individueller Konflikte geschaffen hat, 
sondern zur Leitung der Gesellschaft, zur Entwick
lung der Produktivkräfte, zur Führung von Pro

duktionsprozessen und der Menschen, zur Er
ziehung und Umerziehung der Bürger, zur Heraus
bildung neuer Beziehungen zwischen ihnen. Das 
Recht des sozialistischen Staates, das nicht mehr 
Unterdrückungsinstrument gegenüber den Massen 
ist, wird durch die sozialistische Praxis der Men
schen zum Instrument ihrer Befreiung aus den 
noch verbliebenen Fesseln der alten Ordnung. 
Damit entfaltet sich aber die Tätigkeit der Massen 
selbst, wird sie bewußter und führt sie schneller 
voran auf dem Wege zum vollendeten Sozialismus. 
Walter Ulbricht stellte diese Bedeutung des Rechts 
in ihrer ganzen Größe dar, als er in der Program
matischen Erklärung des Staatesrates formulierte:

„Unser Recht ist die Verwirklichung der mensch
lichen Freiheit. Zum Wesen des sozialistischen 
Rechts gehört die Gerechtigkeit, eine wahre Ge
rechtigkeit, die nicht nur eine papierne Formel 
ist, sondern alle Bereiche des Lebens durch
dringt.“12

Aus diesem Grunde hat die Partei den Fragen des 
Rechts und der Gesetzlichkeit immer eine große 
Aufmerksamkeit gewidmet, weil unser sozialisti
sches Recht eines der wichtigsten und wirksamsten 
Mittel zur Verwirklichung der Politik des Arbeiter- 
und-Bauern-Staates ist. Studiert man die Proto
kolle der Parteitage und Parteikonferenzen der 
Sozialistischen Einheitspartei Deutschlands wie 
auch der Plenartagungen des Zentralkomitees, so 
findet man stets eine ausführliche und tiefgründige 
Behandlung der Fragen des Rechts, weil es ein 
immanenter Bestandteil ihrer Politik ist, der nicht 
neben ihrer Politik oder außerhalb von ihr besteht. 
Wilhelm P i e c k  charakterisierte im Rechen
schaftsbericht des Parteivorstands an den III. Par
teitag dieses Verhältnis der Partei zum Recht und 
zur Gesetzlichkeit folgendermaßen:
„Die Organe der Republik haben eine Reihe von 
Gesetzen erlassen, die den Schutz der demokrati
schen Rechte und Freiheiten, den Arbeitsschutz 
der Industrie- und Landarbeiter, die Wahrung der 
Interessen der Jugend, der Intellektuellen oder 
anderer Bevölkerungsgruppen zum Ziele haben. Es 
ist die Pflicht aller unserer Parteimitglieder, diese 
Gesetze konsequent und aktiv zu verwirklichen und 
die demokratische Gesetzlichkeit in unserer Repu
blik mit allen Mitteln zu wahren und zu stärken. 
Die strenge Einhaltung der Gesetzlichkeit und der 
demokratischen Ordnung ist eine wichtige Bedin
gung unserer weiteren Entwicklung. Die Sozia
listische Einheitspartei Deutschlands ist die Partei 
der Gesetzlichkeit und der demokratischen Ord
nung.“13

Es versteht sich von selbst, daß die Partei nicht bei 
Deklarationen stehenbleibt, nicht leere Worte ge
braucht, sondern die der Gesetzlichkeit zuerkannte 
Bedeutung durch praktische Maßnahmen unter
mauert und sie in der täglichen Staatspraxis ver
ankert wissen will. So entstand auf Grund ihrer 
Initiative das Gesetz über die Staatsanwaltschaft, 
welches diesem Organ eine neue, wesentliche 
Funktion übertragen hat. Die Staatsanwaltschaft, 
bisher lediglich ein Organ der Verbrechensbekämp
fung, erhielt die verpflichtende Aufgabe, Hüter der.

12 Programmatische Erklärung, a. a. O., S. 42.
13 Protokoll des III. Parteitages der SED, Berlin 1951, S. 65. 
Hervorhebung von mir — H. K.
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